Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 

21. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 16. Februar 1966 

22. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Donnerstag, dem 17. Februar 1966 

23. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 18. Februar 1966 


1. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


L 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Sinne der 
Paul Empfehlung 447 der Beratenden Versammlung 

des Europarates dafür einzutreten, daß der 
Sonderbeauftragte des Europarates für Flücht- 
lingsfragen Gelegenheit erhält, die Lage der 
Flüchtlinge in Zypern zu studieren und Hilfs- 
maßnahmen in die Wege zu leiten? 


I. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen zur Erhaltung der Ameri- 
Kahn- Ackermann kahäuser oder von Teilen der Amerikahäuser, 
die wegen der Kürzung im amerikanisdien 
Budget im Jahre 1966 geschlossen worden 
sind, hat die Bundesregierung nunmehr ergrif- 
fen, nachdem sie in einer Fragestunde des ver- 
gangenen Jahres mitgeteilt hat, daß geeignete 
Maßnahmen zur Erhaltung dieser Amerika- 
häuser überlegt würden? 


11. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 

Abgeordnete Wie viele Studienbewerber mußten an den 

Frau Freyh Universitäten zu Beginn des Wintersemesters 

1965/66 wegen Arbeitsplatzmangels oder aus 
anderen Gründen abgewiesen werden? 


IIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Abgeordneter Was verspricht sich die Bundesregierung von 
Kahn-Ackermann der Effektivität der Arbeit der im Bundes- 
ministerium für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit neu eingerichteten Länderreferate, wenn 
deren Leiter keine Möglichkeit haben, Proble- 
me und Begleitumstände der deutschen tech- 
nischen Hilfe in den Entwicklungsländern an 
Ort und Stelle kennenzulernen? 
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IV. Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Verkehr 


IV. 1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Müller (Mülheim) Vertretern der Bundesbahndirektion Essen, 
die eingleisige Ruhrtalbahn im Streckenab- 
schnitt Mülheim-Styrum — Kettwig-Stausee 
weiter aufrechtzuerhalten, um die Verkehrs- 
entwicklung auf dieser Linie abzuwarten? 

IV. 2. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß bei Bei- 
Müller (Mülheim) behaltung der in Frage IV/1 genannten Bahn- 
linie anderen Verkehrsträgern durch notwen- 
dige Brückenbauwerke, Umbauten und Besei- 
tigung von schienengleichen Bahnübergängen 
zuverlässig geschätzte Belastungen in Höhe 
von 15 bis 20 Millionen DM erwachsen wür- 
den? 


IV. 3. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die in Fra- 
Müller (Mülheim) ge IV/1 genannte Bahnlinie bevorzugt still- 
zulegen? 

IV. 4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Erklä- 
Strohmayr rung des Deutschen Industrie- und Handels- 

tages zu den geplanten Streckenstillegungen 
der Deutschen Bundesbahn, in der es heißt, 
„periphere Gebiete der Bundesrepblik be- 
fürchten heute zu Recht, bei einer Einstellimg 
der Dienste der Bundesbahn völlig dem mo- 
nopolartig auftretenden Straßenverkehr aus- 
geliefert zu sein"? 

Ist beabsichtigt, die Bundesbahnstrecken Zwie- 
sel — Bodenmais, Zwiesel — Grafenau sowie 
Deggendorf — Kalteneck im Bereiche der Bun- 
desbahndirektion einzuschränken oder still- 
zulegen? 


IV. 6. Abgeordneter Besteht nach Auffassung der Bundesregierung 
Fritsdi noch das Bedürfnis, Luftreklame, insbesondere 

(Deggendorf) in Form von Reklameflügen, zuzulassen? 

IV. 7. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Jahn der Fluktuation der Mitarbeiter in der Deut- 

(Braunsdhweig) sehen Forsdiungs anstatt für Luft- und Raum- 
fahrt in Braunschweig, die im letzten Jahr bei 
rund 25®/o lag, entgegenzuwirken? 

IV. 8. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Wissenschaft- 
Dr. Jahn lern und Technikern der Deutschen For- 

(Braunschweig) schungsanstalt für Luft- und Raumfahrt ähn- 
liche Zulagen zu geben, wie sie die Angehöri- 
gen der deutschen Kernforschungsanst alten 
erhalten? 


IV. 5. Abgeordneter 
Fritsdi 
(Deggendorf) 
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IV. 9. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


IV. 10. Abgeordneter 

Prochazka 


IV. 11. Abgeordneter 

Prochazka 


IV. 1*2. Abgeordneter 
Dr. Müller 
(München) 

IV. 13. Abgeordneter 
Bartsch 


IV. 14. Abgeordneter 

Bartsch 


IV. 1 5. Abgeordneter 
Bartsch 


Wird die Bundesregierung bereit sein, eine 
Lohnangleiciiung der Arbeitskräfte in der 
Deutschen Forsciiungsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt anzustreben, um die 14 bis 38Voige 
geringere Entlohnung gegenüber den Löhnen 
in der deutschen Industrie auszugleichen und 
damit die Forschungs- und Arbeitsfähigkeit 
der Anstalt zu sichern? 

Wie hoch war die Zahl der Unfälle an den 
unbeschrankten Bahnübergängen in der Bun- 
desrepublik im Jahre 1965? 

Wann kann mit dem vierspurigen Ausbau der 
stark frequentierten Autobahn München — 
Salzburg im Bereich des gefährlichen Strek- 
kenabschnitts Irschenberg gerechnet werden? 

Welchen Beitrag gedenkt die Bundesregie- 
rung zum Ausbau der deutschen Verkehrs- 
flughäfen zu leisten? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung beschlos- 
sen hat, sämtlichen Tariferhöhungen der 
Deutschen Bundesbahn stattzugeben mit der 
Wirkung, daß die bisherige Fahrpreisermäßi- 
gung für erholungsbedürftige Kinder von 75 
auf 50®/o herabgesetzt wird? 

Hat die Bundesregierung geprüft, welche Aus- 
wirkungen der in Frage IV/13 genannte Be- 
schluß auf die Bestrebungen zahlreicher öffent- 
licher und halböffentlicher Stellen — hierun- 
ter das Hilfswerk Berlin - — wie auch carita- 
tiver Verbände um eine Kindererholungsfür- 
sorge haben muß? 

Hat die Bundesregierung Überlegungen zum 
Ausgleich der in Frage IV/13 erwähnten ein- 
schneidenden Maßnahme, die sich zum Nach- 
teil dringender sozialer Vorsorge auswirken 
muß, angestellt, bzw. ist sie bereit, ausglei- 
chende Maßnahmen zu treffen? 


IV. 16. Abgeordneter Wann ist mit dem verkehrsgerechten Ausbau 
Sdionhofen *) des restlichen Teilabschnittes der Bundes- 
straße 482 zwischen den Gemeinden Lahde und 
Neesen im Landkreis Minden zu rechnen? 


IV. 17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Ortsdurch- 

Schonhofen *) fahrt der Bundesstraße 482 in der Gemeinde 

Leteln, Kreis Minden, wegen ihres verkehrs- 
gefährdenden Zustandes und zur Entflechtung 
des starken Straßenverkehrs in der Gemeinde 
Leteln als Vorort- und Stadtrandgemeinde 
vorweg mit Radwegen versehen zu lassen, 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt 
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wie es von dieser Gemeinde seit Jahren bei 
den zuständigen Stellen des Landsdiaftsver- 
bandes Westfalen-Lippe beantragt wird? 

IV. 18. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind von der Bundesre- 

Schonhofen *) gierung getroffen worden, um die Planungs- 

arbeiten für den Ausbau der Bundesstraßen 
im Bereich der Landkreise Lübbecke und Min- 
den baldmöglichst beenden und in das Stadium 
der praktischen Bauausführung eintreten zu 
können? 

IV. 19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Dr. Apel Vorlage der EWG-Kommission für eine Ver- 

ordnung des Rats über die Einführung eines 
Margentarifsystems im Güterverkehr der Ei- 
senbahnen, des Straßenverkehrs und der Bin- 
nenschiffahrt — Drucksache V/30 — hinsicht- 
lich der Einführung von Referenztarifen für 
die Binnenschiffahrt mit einer oberen und 
einer unteren Grenze (Artikel 2) dem Auftrag 
entspricht, den der Ministerrat der EWG der 
EWG-Kommission am 22. Juni 1965 erteilt 
hat? 

IV. 20. Abgeordneter Schließt sich die Bundesregierung der Meinung 
Dr. Apel des Senats der Freien und Hansestadt Ham- 

burg an, daß die Vertiefung der Unterelbe 
auf 12 m in den nächsten drei, spätestens vier 
Jahren abgeschlossen werden muß, sollen 
nicht Vertiefungen im Bereich des Hafenge- 
bietes, die die Hansestadt durchführt, für den 
Seeverkehr Hamburgs wirkungslos bleiben 
und zusätzliche Kosten für das Baggerpro- 
gramm der Elbevertiefung entstehen? 

IV. 21. Abgeordneter Welche Fortschritte sind in der vom letzten 
Dröscher Deutschen Bundestag beschlossenen Zusam- 

menlegung der Bahnhöfe Bingen und Binger- 
brück inzwischen erreicht? 

IV. 22. Abgeordneter Ist dem Bundesverkehrsminister die Absicht 
Felder der Deutschen Bundesbahn bekannt, den Tele- 

fon- und Schreibdienst in FD- und TEE-Zügen 
weitgehend einzuschränken? 

IV. 23. Abgeordneter Hält der Bundesverkehrsminister die in Fra- 
Felder ge IV/22 genannte Maßnahme im Hinblick auf 

den erforderlichen Kundendienst in den mo- 
dernen FD-Zügen unserer Bundesbahn nicht 
für unzweckmäßig? 

V. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 

V. 1. Abgeordneter Könnte es den Geschäftsbetrieb der Deut- 

Dr. Eppler *) sehen Bundespost vereinfachen, wenn Post- 

benutzer sich damit einverstanden erklärten, 
daß alle für sie eingehenden Postanweisungen 
nicht in bar ausgezahlt, sondern einem Post- 
scheckkonto gutgeschrieben würden? 

*) FragesteUer hat sich mit schriitlicher Beantwortung einverstanden 
erklärt. 
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V. 2. Abgeordneter 
Hofmann 
(Kronach) 


Trifft die Feststellung des Ausschusses für 
gesamtdeutsche und Berliner Fragen im 
Schriftlichen Bericht vom 25. Juni 1965 
— Drucksache IV/3668 — noch zu, in dem 
es heißt: „Der Empfang von Rundfunk- und 
Fernsehsendungen ist im Zonenrandgebiet 
noch ungenügend. Auch aus politischen Grün- 
den muß hier beschleunigt Abhilfe geschaffen 
werden"? 


V. 3. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung, in ab- 
Hofmann sehbarer Zeit vordringlich zu tun, damit das 

(Kronadi) 2. Fernsehprogramm am Zonenrand (Raum 

Frankenwald — Rennsteig) zu empfangen ist? 


V. 4. Abgeordneter 

Hofmann 

(Kronach) 


V. 5. Abgeordneter 
Hörmann 
(Freiburg) 


V. 6. Abgeordneter 

Hörmann 

(Freiburg) 

V. 7. Abgeordneter 
Hörmann 
(Freiburg) 

V. 8. Abgeordneter 
Strohmayr 


V. 9. Abgeordnete 
Frau Herklotz 


V. 10. Abgeordnete 
Frau Herklotz 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Bayerische Rundfunk auf dem Hohen Bogen 
den Platz für die Apparate bereitgestellt und 
die Antennen errichtet hat und darauf wartet, 
daß die Deutsche Bundespost die technischen 
Einrichtungen installiert? 

Wie viele fahrbare Sendeanlagen hat die 
Deutsche Bundespost zur Ausstrahlung von 
Fernsehsendungen in Auftrag gegeben, um das 
vorübergehende Fehlen stationärer Sender 
auszugleichen? 

Wo sollen die fahrbaren Sendeanlagen nach 
ihrer Lieferung vordringlich eingesetzt wer- 
den? 

Ist sichergestellt, daß durch den Einsatz der 
beweglichen Anlagen die Schaffung stationä- 
rer Sender nicht verzögert wird? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die ange- 
kündigte Briefporto-Erhöhung im Hinblick auf 
die Darstellung des Regierungssprechers 
Staatssekretär von Hase im Sommer 1964, 
wonach die Deutsche Bundespost das Brief- 
porto (im Gegensatz zu den Telefongebühren) 
wegen der Bedeutung des Briefes als eines der 
letzten Kommunikationsmittel mit Mittel- 
deutschland nicht habe erhöhen können? 

Beabsichtigt die Deutsche Bundespost bei An- 
hebung ihrer Kraftpost-Fahrpreise auf 8,5 
Pfennig pro km ab 1. März 1966 auch die 
Erhöhung der Fahrpreise auf den Linien und 
Teilstrecken, die parallel zu den Buslinien 
privater Unternehmer verlaufen? 

Wird die Deutsche Bundespost ihre Fahrgäste 
weiterhin in zwei Klassen einteilen, d. h. in 
solche, die längs einer Kraftpostlinie wohnen, 
deren Konzessionsrecht die Deutsche Bundes- 
post allein besitzt, und solche, die an Strecken 
wohnen, die den Buslinien privater Unterneh- 
men parallel verlaufen und die deshalb in 
vielen Fällen Fahrpreisvorteile genießen? 
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V. 11.^ Abgeordnete Warum betreibt die Deutsche Bundespost auch 
Frau Herklotz dort Stadt- Vorortverkehr, wo städtische Ver- 
kehrsbetriebe oder private Unternehmen die- 
se Verkehrsaufgaben bereits wahrnehmen, 
und erhöht damit nicht nur ihr eigenes Defizit, 
sondern auch das Defizit der übrigen beteilig- 
ten Verkehrsträger? 


V. 12. Abgeordneter War die Deutsche Bundespost im Jahre 1951 
Kuntsdier bei Übernahme eines privaten Omnibusbe- 

triebes, der in der Reditsform einer Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung betrieben 
wurde, gesetzlich oder intern verpflichtet, die 
Liquidation der übernommenen GmbH nach 
Inkrafttreten des Kaufvertrages unverzüglich 
in die Wege zu leiten? 


V. 13. Abgeordneter Warum hat die Deutsdie Bundespost in den 
Kuntsdier in Frage V/12 erwähnten Fällen bis zum Jah- 

re 1952 ausnahmslos alle übernommenen pri- 
vaten Verkehrsgesellschaften unverzüglich 
nach Ankauf liquidiert? 


V. 14. Abgeordneter Entspricht es verfassungsrechtlichen und ge- 
Kuntscher setzlidien Vorschriften über die Deutsche Bun- 

despost, daß diese unter dem Namen einer 
privaten GmbH Personenbeförderungen im 
In- und Ausland betreibt, obwohl dadurch in 
der Öffentlichkeit ein irreführender Eindruck 
hinsichtlich des eigentlichen Verkehrsträgers 
entsteht? 


V. 15. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine im Dezember 
Dr. Schmidt 1965 ausgesprochene rückwirkende Nachfor- 

(Gellersen) derung (für die Zeit vom 1. April 1963 bis 

31. Oktober 1965) erhöhter Fernsprechgrund- 
gebühren für Rechtens, ohne daß den Fern- 
sprechteilnehmern in den Jahren 1963, 1964 
bis Ende Oktober 1965 eine Mitteilung über 
die infolge erhöhter Teilnehmerzahl eintreten- 
de Gebührenerhöhung in irgendeiner Form 
gemacht worden ist? 


V. 16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß Fern- 
Logemann sprechteilnehmer, die bei Ferngesprächen noch 

auf Vermittlungsstellen von Fernämtern ange- 
wiesen sind, durch lange Wartezeiten und 
höhere Gebühren gegenüber Teilnehmern mit 
Anschlüssen an den vollautomatisierten 
Selbstwählferndienst immer stärker benach- 
teiligt werden? 

V. 17. Abgeordneter Wann können die durch die in Frage V/16 
Logemann aufgezeigten Benachteiligungen Betroffenen 

mit dem Anschluß an den vollen Selbstwähl- 
ferndienst rechnen? 
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V. 18. Abgeordneter Bis wann ist die Umstellung der Anschlüsse 
Logemann auf vollautomatisierten Selbstwählferndienst 

bei den Ortsnetzen in den ländlichen Berei- 
chen der Oberpostdirektion in Bremen zu er- 
warten? 

V. 19. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Deutsche Bundespost trotz 
Kahn-Ackermann rechtzeitigen Antrages es abgelehnt hat, eine 
Gedenkmarke anläßlich des 100. Geburtstages 
der großen deutschen Künstlerin Käthe Koll- 
witz herauszubringen? 

V. 20. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 

Dr. Heilige zu treffen, daß die Marken auf Paketkarten, 

Zahlkarten und Postanweisungen, unter denen 
sich häufig die sonst kaum verwendbaren ho- 
hen Werte zwischen 1 DM und 5 DM befinden, 
die rasch hohen Sammlerwert gewinnen, in 
den Besitz der Adressaten der Sendungen 
kommen? 


VI. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 

VI. 1. Abgeordneter Wie viele Studien- und Modellvorhaben zur 
Baier Erneuerung von Städten und Dörfern wurden 

im Jahre 1965 beantragt? 

VI. 2. Abgeordneter Wie viele Studien- und Modellvorhaben zur 
Baier Erneuerung von Städten und Dörfern wurden 

im Jahre 1965 bewilligt? 

Welche Beträge wurden bisher einschließlich 
1965 aus Kapitel 25 02 Titel 571 — Studien- 
und Modellvorhaben zur Erneuerung von 
Städten und Dörfern unter Berücksichtigung 
raumordnerischer Zielsetzungen — , getrennt 
für Stadterneuerungsmaßnahmen und Dorf- 
erneuerungsmaßnahmen, zur Verfügung ge- 
stellt? 


VII. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Familie und Jugend 

VII. 1, Abgeordneter In welcher Form gedenkt die Bundesregierung, 
Kubitza den deutsch-englischen Jugend austausch zu 

intensivieren? 

VII. 2. Abgeordnete Wird die Bundesregierung dem Bundestag 
Frau Freyh eine Gesetzesänderung vorschlagen, um die 

gesetzlichen Grundlagen für die Ausbildungs- 
zulagen nach dem Bundeskindergeldgesetz so 
zu ergänzen, daß auch Vollwaisen bis zum 
vorgesehenen Alter von 27 Jahren in Zukunft 
die Ausbildungszulagen von monatlich 30 DM 
erhalten können? 


VI. 3. Abgeordneter 
Baier 
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VII. 3. Abgeordnete Trifft es zu, daß die Bundesregierung in Aus- 
Frau Freyh führungsbestimmungen geregelt hat, daß die 

Ausbildungszulagen nach dem Bundeskinder- 
geldgesetz nicht nur entsprechend dem Ge- 
setzestext für den Besuch von „öffentlichen 
oder staatlich anerkannten privaten allgemein- 
oder berufsbildenden Schulen" gezahlt wer- 
den, sondern auch für „genehmigte Ersatz- 
sdiulen"? 

VII. 4. Abgeordneter Ist es mit, den Bemühungen um eine Förde- 

Haehser rung des 2. Bildungsweges zu vereinbaren, 

wenn die Ausbildungsbeihilfen nur bis zum 
27. Lebensjahr gezahlt werden, darüber hinaus 
aber auch noch die Tarif Vergünstigungen der 
Deutschen Bundesbahn für Schüler und Stu- 
dierende vom gleichen Lebensalter an gestri- 
chen werden sollen? 


VIIL Geschäftsbereich (Jes Bundesschatzministers 

VIII. 1. Abgeordneter Wird die Beseitigung von ehemaligen Kampf- 
Dr. Hauser anlagen am Oberrhein auch im Jahre 1966 

(Sasbach) allein nach den Prüfungsergebnissen vorge- 

nommen, die anläßlich einer Besichtigung im 
November 1961 getroffen worden sind? 

VIIL 2. Abgeordneter Nach welchen Auswahlrichtlinien wurden an- 
Df. Hauser läßlich der in Frage VIII/ 1 erwähnten Besich- 

(Sasbach) tigung die Entscheidung über die Sprengung 

von Bunkern getroffen? 

VIIL 3. Abgeordneter Erscheint es nicht zwingend erforderlich, die 
Dr. Hauser 1961 getroffene Auswahl der zur Sprengung 

(Sasbach) vorgesehenen Bunker am Oberrhein einer 

nochmaligen Überprüfung zu unterziehen, weil 
durch die wirtschaftliche Entwicklung neue 
Verhältnisse eingetreten sind, die dringend 
entsprechende Maßnahmen des Bundes erfor- 
derlich machen, und 1961 als nicht beseiti- 
gungswürdig angesehene Kampfanlagen in- 
zwischen die Wohnbaugebiete gefährden? 


IX. Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Gesundheitswesen 

IX. 1. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Dr. Bechert zu bewirken, daß die Bestimmungen des deut- 

(Gau-Algesheim) sehen Lebensmittelrechts über die Angabe von 
Zusatzstoffen besser eingehalten werden als 
jetzt, wo der Verbraucher kaum noch in Le- 
bensmittelgeschäften oder Gaststätten Anga- 
ben darüber findet, welche Fremdstoffe sich 
in angebotenen Lebensmitteln befinden? 
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IX. 2. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


IX. 3. Abgeordneter 

Dr. Bechert 
(Gau-Algesheim) 


IX, 4. Abgeordneter 
Geiger 


IX. 5. Abgeordneter 
Geiger 


IX. 6 . Abgeordneter 

Büttner 


IX. 7. Abgeordneter 
Büttner 


IX. 8 . Abgeordneter 

Büttner 


Trifft es zu, daß nur etwa 40Vo der für die 
Herstellung von Schädlingsbekämpfungsmit- 
teln verwendeten Stoffe so weit untersucht 
sind, daß eine für den Menschen nach heuti- 
ger Kenntnis unschädliche Dosis angegeben 
werden kann? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Bundestag oder dem Ausschuß für Gesund- 
heitswesen Bericht darüber zu geben, was sich 
bei der Untersuchung des Gehalts der Luft 
und von Nutzpflanzen an Blei und krebserre- 
r egenden Stoffen wie Benzpyren in der Nähe 
von vielbefahrenen Autostraßen, besonders 
von verkehrsreichen Straßenkreuzungen, er- 
geben hat? 

Trifft es zu, daß die von der Bundesregierung 
geplante neue Bundespflegesatzverordnung 
für die Träger der sozialen Krankenversiche- 
rung eine jährliche Belastung von etwa 1,8 
Milliarden DM bringen wird? 

Welche Auswirkungen wird die vorgesehene 
Erhöhung der Pflegesätze auf die Beiträge 
der Krankenkassen haben? 

Welche weiteren Schritte hat die Bundesre- 
gierung nach der in der Fragestunde des Bun- 
destages am 11. Dezember 1964 erteilten Aus- 
kunft unternommen, um eine Neuregelung der 
Rechtsverhältnisse für die nebenberuflich täti- 
gen Fleischbeschauer herbeizuführen? 

Aus welchem Grunde ist eine Ergänzung des 
§ 4 des Fleischbeschaugesetzes vom 29. Okto- 
ber 1940 in der Fassung des Gesetzes zur 
Änderung des Fleischbeschau gesetzes vom 15. 
März 1960 in der von mir vorgeschlagenen 
Form nicht erfolgt, obwohl das Gesetz inzwi- 
schen geändert worden ist? 

Wenn eine endgültige Regelung entsprechend 
Frage IX/6 noch nicht möglich war, welche 
wichtigen Gründe standen dem entgegen? 


X. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

X. 1. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, alsbald nach 
Sänger Entscheidung über ein Landesgesetz für die 

Presse in Nordrhein-Westfalen die nach dem 
Stand vom 1. August 1964 vorliegende ver- 
gleichende Übersicht über die Bestimmungen 
für das Recht der Presse in den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland zu vervollstän- 
digen und dem Deutschen Bundestag vorzu- 
legen? 
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X. 2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in der Verord- 
Schmitt- nung über die Arbeitszeit der Bundesbeamten 

Vockenhausen auch Bestimmungen über die Dauer der Ruhe- 
zeit, vor allem über die Mindestruhezeit, auf- 
zunehmen? 

X. 3. Abgeordneter Sind die Arbeiten der Kommission für eine 

Schmitt- neue Satzung der Versorgungsanstalt des Bun- 

Vockeiihausen des und der Länder inzwischen abgeschlos- 
sen? 

Waren die Bemühungen der Bundesregierung 
bei der Neuregelung der Altersversorgung der 
Angestellten im öffentlichen Dienst, die Ver- 
sorgung derjenigen Angestellten besonders zu 
verbessern, die erst nach 1945 im vorgerück- 
ten Lebensalter in den öffentlichen Dienst ge- 
treten sind, erfolgreich? 

XL Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

XI. 1. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ame- 
Dr. Schulze- rikanischen Manöver „Marne-Mauler", an 

Vorberg denen auch zwei deutsche Panzerbataillone 

teilnahmen, zu außerordentlichen Flur- und 
Straßenschäden in Unterfranken geführt ha- 
ben? 

Steht das Schadensausmaß bei den amerika- 
nischen Manövern „Marne-Mauler" noch in 
einem vernünftigen Verhältnis zum militäri- 
schen Wert dieser Übungen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auch größere amerikanische Panzermanöver 
auf geeignete Gebiete bei günstiger Wetter- 
lage zu beschränken, sie jedenfalls nach ta- 
gelangen Regenfällen bei anhaltendem Tau- 
wetter auszuschließen? 

XI. 4. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Ausbildung am Karabiner 
DrÖscher ein Bestandteil der Arbeitsbedingungen ist, 

mit denen die Arbeitnehmer bei gewissen Tei- 
len der alliierten Dienststellen sich durch An- 
erkennung der Anwendbarkeit der USAREUR- 
Vorschriften auf das Arbeitsverhältnis einver- 
standen erklärt haben? 

Was wird die Bundesregierung tun, damit die 
Sparprämien in Zukunft pünktlich nach Fäl- 
ligkeit und nicht erst viele Monate später 
durch die Finanzämter an die Banken über- 
wiesen werden? 

XL 6. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, daß 
Dr. Heilige von einzelnen Zollämtern Skier, die von Win- 

tersportlem im Ausland (Schweiz, Österreich, 
Italien) gekauft und auch benutzt worden 
sind, bei der Rückreise als zollpflichtiges Gut 
behandelt und mit rund 20Vo Abgaben be- 
lastet werden? 


XI. 5. Abgeordneter 
Folger 


XL 2. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


XL 3. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


X. 4. Abgeordneter 
Schmitt- 
Vockenhausen 
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Xll. Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


XIL 1. Abgeordneter 
Löbbert 


XII. 2. Abgeordneter 
Löbbert 


XII. 3. Abgeordneter 
Faller *) 


XIL 4. Abgeordneter 
Faller ♦) 


XIL 5. Abgeordneter 
Faller *) 


Welche energiepolitischen Maßnahmen ge- 
denkt die Bundesregierung einzuleiten, nach- 
dem auch nach Abschluß der Anmeldefrist 
zur Stillegung von Bergwerksbetrieben wei- 
tere niditangemeldete, moderne Schachtanla- 
gen geschlossen werden, um volkswirtschaft- 
liche Verluste zu verhindern (in die Zeche 
Graf Bismarck in Gelsenkirchen, deren Still- 
legung zum 30. September 1966 beschlossen 
wurde, sind seit 1952 200 Millionen DM in- 
vestiert worden) und den im Bergbau Be- 
schäftigten das Gefühl für eine soziale und 
wirtschaftliche Sicherheit zu geben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß u. a. die 
Stadt Gelsenkirchen durch die jüngste Ent- 
scheidung aufs schwerste getroffen wird, da 
durch zwei Zechenstillegungen allein im Jah- 
re 1966 10 000 Bergarbeiter entlassen werden, 
weitere 20 000 Menschen indirekt durch diese 
Entscheidung betroffen werden und die Stadt 
bereits 30 000 Einwohner seit Beginn der 
Bergbau-Krise verloren hat? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
baden-württembergische Elektrizitätswirt- 
schaft befürchtet, die Strompreise würden sich 
um 10 bis 15Vo erhöhen, falls der Plan des 
Bundeswirtschaftsministers verwirklicht wer- 
den sollte, als Primärenergie bei der Strom- 
erzeugung 50Vo Steinkohle zu verwenden? 

Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß 
durch die Erhöhung der Strompreise die Wett- 
bewerbssituation im badischen Grenzland wei- 
ter verschlechtert werden würde, da die fran- 
zösische „Electricite de France" der elsässi- 
schen Wirtschaft schon heute weitaus günsti- 
gere Strompreise einräumt? 

Trifft es zu, daß die freie Wahl der Primär- 
energie in Baden-Württemberg zu einer Sen- 
kung der Gestehungskosten für Strom bis zu 
30Vo führen könnte? 


XIII. Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

XIII. 1. Abgeordneter Sind die Meldungen zutreffend, wonach durch 
Dröscher die Ausgabenkürzungen im Bundeshaushalt 

1966 und die Vorgriffe des letzten Jahres die 
Agrarstrukturverbesserungsmaßnahmen 1966 
nahezu eingestellt werden müssen und bereits 
vorliegende Anträge für etwa 2000 Aussied- 
lungen und 4000 Althofsanierungen nicht zum 
Zuge kommen können? 


*) Fragesteller hat sidi mit sdirililicher Beantwortung emverstanden 
erklärt 
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XIII. 2. Abgeordneter 

Fritz 

(Wiesbaden) *) 


XIII. 3. Abgeordneter 
Fritz 

(Wiesbaden) *) 


XIII. 4. Abgeordneter 
Fritz 

(Wiesbaden) *) 


XIII. 5. Abgeordneter 

Reichmann 


XIII. 6. Abgeordneter 
Reichmann 


XIII. 7. Abgeordneter 
Reichmann 


XIII. 8. Abgeordneter 

Wächter 


XIII. 9. Abgeordneter 
Wächter 


Trifft es zu, daß für Schladitpferdetransporte 
— beispielsweise nach Frankreich — die Aus- 
nahmegenehmigungen in der Regel erteilt 
werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß entge- 
gen den deutschen Beförderungsbestimmungen 
die in Frage XIII/2 erwähnten Pferde aus zwei 
Waggons in einen Waggon umgeladen wer- 
den, sobald sie das deutsche Gebiet verlassen 
haben? ^ 

Welche Maßnahmen ist die Bundesregierung 
bereit zu treffen, um bei Bejahung der Fra- 
gen XIII/2 und XIII/3 den allgemeinen Grund- 
sätzen des Tierschutzes gerecht zu werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die er- 
folgreiche Durchführung von Flurbereinigun- 
gen in den westlichen Grenzgebieten durch 
ehemalige Kampfanlagen bzw. Ruinenbunker 
vielfach verhindert wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Beseiti- 
gung von ehemaligen Kampfanlagen und Ru- 
inenbunkern in den Gemeinden vorrangig 
finanziell zu unterstützen, welche Flurbereini- 
gungen durchführen? 

Bis zu welchem Zeitpunkt können gegebenen- 
falls die in Frage XIII/6 genannten Gemeinden 
mit entsprechender Unterstützung rechnen? 

Hat man bei der Festlegung der Berechnungs- 
weise für die Abschöpfung bei Rindfleisch nach 
der EWG- Verordnung 14/64 die sich bei der 
Ausschlachtung ergebenden Gewichtsverluste 
voll berücksichtigt? 

In welchem Verhältnis stehen die Abschöp- 
fungen bei Rindfleisch zu denen bei lebenden 
Rindern? 


XIII. 10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nicht der Meinung, 
Wächter daß durch die in der EWG- Verordnung 14/64 

festgelegte Abschöpfung Rindfleisch billiger 
importiert werden kann als lebende Rinder? 


XIV. Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 

XIV. 1. Abgeordneter Trifft es zu, daß Grund- und Einsatzverpfle- 

Lemper gungsmittel aus Beständen der Bundeswehr 

zwar allen Bundesbehörden angeboten wer- 
den, der Verteilerschlüssel jedoch unterschied- 
lich angewandt wird? 


*) Fragesteller hat sich mit schriftlidier Beantwortung einverstanden 
erklärt 
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XIV. 2. Abgeordneter 
Lemper 


XIV. 3. Abgeordneter 
Lemper 


XIV. 4. Abgeordneter 
Fritsch 
(Deggendorf) 

XIV. 5. Abgeordneter 
Prodiazka 


XIV. 6. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 


XIV. 7. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


Ist es richtig, daß bei dem in Frage XIV/1 
bezeichneten Verfahren die Anforderungen 
(oder Bestellungen) von Bediensteten des Bun- 
desverteidigungsministeriums hundertprozen- 
tig, Bestellungen anderer Bundesbediensteter 
entweder überhaupt nicht oder unter Umstän- 
den mit ca. lOVo erfüllt werden? 

Wann wird die „Medizin-Baracke" für das 
fliegende und sonstige Personal auf dem Flug- 
platz Nörvenich so eingerichtet, daß sie den 
heutigen Notwendigkeiten entspricht? 

Trifft es zu, daß zum Grundwehrdienst her- 
angezogene Beamte anstellungsmäßige Nach- 
teile in Kauf nehmen müssen? 

Wann kann mit einer generellen Regelung 
der Stellung des Stabsfeldwebels in der Bun- 
deswehr gerechnet werden? 

Trifft es zu, daß das Bundesverteidigungsmi- 
nisterium eine Entschließung erlassen hat, wo- 
nach die Musterung der Wehrpflichtigen von 
den Kreisstädten weg in zentrale Orte verlegt 
wird? 

Hat das Bundesverteidigungsministerium Vor- 
sorge getroffen, daß in ländlichen und ver- 
kehrsarmen Bezirken die Musterungsorte so 
ausgewählt werden, daß dem Wehrpflichtigen 
hinsichtlich der Anreise nicht unzumutbare 
Zeitverluste entstehen? 


Bonn, den 11. Februar 1966 
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